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Maßſtabe als bisher getrieben werden. Ich höre von einem rheiniſchen 
Abgeordneten: das iſt die Frage! Zu dieſem ſpreche ich gar nicht, ich 
ſpreche zu den Preußen rechts vom Rhein. Inzwiſchen hat das Um⸗ 
legungsgeſetz von 1872 dieſe Möglichkeit ganz unglaublich erleichtert, 
namentlich durch die Unterſtützung der Großgrundbeſitzer. Dieſes Geſetz iſt 
aber zu wenig bekannt und ich wünſche, daß daſſelbe in deutſcher und 
polniſcher Sprache in jeder Dorfkneipe angeheftet werde, ebenſo das 
darauf bezügliche Koſtengeſetz von 1875, da ja nach dieſem die Gefahr 
großer Koſten ausgeſchloſſen iſt. Denn jetzt wird ein Pauſchquantum 
vro Morgen gemacht, alſo ein billiges Verfahren, obgleich ich wünſchte, 
daß der Finanzminiſter nicht zu viel Gewicht darauf legt auf die Ge⸗ 
bühren für die Feldmeſſer. Für die Durchführung dieſer Umlegungen 
gehört natürlich eine ganz beſondere Hingebung der Großgrundbeſitzer dazu, 
um das Mißtrauen, welches die kleinen Grundbeſitzer dagegen haben, 
zu heben. Ein Mangel und Hinderniß dafür iſt es auch, daß die land⸗ 
wirthſchaftlichen Vereine gar zu wenig kleine Grundbeſitzer als Mitglie⸗ 
der haben, und daß die Spezialkommiſſare ſich um dieſe zu wenig küm⸗ 
mern, gerade im Gegenſatz zu Baiern, wo leider nur unſere guten Ge⸗ 
ſetze fehlen. Ein zweiter Punkt iſt das Oberlandeskulturgericht, Hier 
iſt der Geſchäftsgang ein ſo langſamer, Monate lang liegen die Sachen 
dort und die Leute wiſſen nicht, was geſchieht. Es muß dafür geſorgt 
werden, daß die Erkenntniſſe raſcher abgeſetzt werden. Sollten dafür 
Kräfte fehlen, fo würden wir gern die Koſten dafür bemilli gen. 
Miniſter Lucius: Ich kann dem Vorredner verſichern, daß 
alle Beſtrebungen, die auf Hebung des Bauernſtandes gerichtet ſind, 
in der landwirthſchaftlichen Verwaltung jede Förderung finden wird 
und gefunden hat. Bezüglich des Separationsweſens ſtimme ich dem 
Vorredner bei, doch haben die darauf bezüglichen Beſtrebungen ihre 
Grenze. Ich würde eine ganze Reihe von Fällen anführen können, 
wo die Beſtrebungen, die preußiſche Agrargeſetzgebung einzuführen, auf 
den größten Widerſtand ſtießen, ſo daß man in der That zweifelhaft 
ſein kann, ob man überhaupt in dem Tempo wie bisher weiter vorzu⸗ 
ehen hat. Ich halte mich nicht für berechtigt, in dem Beſtreben, die 
andeskultur zu fördern, ganze Bevölkerungsſchichten gewiſſermaßen 
zu vergewaltigen. (Beifall.) Was ſeine Wünſche bezüglich des Ver⸗ 
einsweſens betrifft, fo ijt der Verwaltung kein Vorwurf zu machen, 
und ich meine, kein Land ſteht in dieſer Beziehung auf einer höheren 
ein folder | Stufe als Preußen. Auch zweifele ich, daß die Spezialkommiſſarien 
Ge⸗ | fic) von dem Vereinsweſen fern halten. Aber ich würde mich nicht 
für berechtigt halten gewiſſermaßen ex officio fie den landwirtbſchaft⸗ 
lichen Vereinen zu oktroyiren. Seine Klagen über den langſamen Ge⸗ 
ſchäftsgang im Oberlandeskulturgericht werde ich unterſuchen, da mir 
ſolche auch anderweitig zu Ohren gekommen find. Was die Etats⸗ 
pofition betrifft, jo möchte ich die Bewilligung auf das Angelegent⸗ 
lichſte empfehlen. Es iſt keine politiſche, ſondern reine Zweckmäßigkeit 
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Amtliches. 
rlin, 2. Dezember. Der König hat geruht: den Rentier Otto 
15 Mühlberg zu Berlin in den Adelſtand zu erheben. 
8 Dem Regierungs⸗Rath Pehlemann zu Poſen iſt die Stelle 
eines Mitgliedes der Provinzial⸗Steuerdirektion zu Berlin, und dem 
Stegierungstatb Kleine zu Danzig die Stelle eines Mitgliedes der Pro⸗ 
binzial⸗Steuerdirektion in Kaſſel (Stempelſiskal) verliehen worden 
A Der ſeitherige Kreiswundarzt Dr. Riſſe in Thorn iſt zum Kreis⸗ 
fnfifus des Kreiſes Ofterode in Oſtpr, ernannt worden. An der 
Runfafabemie in Raffel iſt der Profeſſor Koch als ordentlicher Lehrer 
Ingeſtellt worden. 5 3 2 
angehen Thierarzt Theodor Schmitt zu Thorn iſt zum kommiſſariſchen 
Kreisthierarzt für die Kreiſe Geldern und Moers, unter Anweiſung 
eines Wohnſitzes in, Geldern, ernannt worden. : E 
"Der König hat geruht: dem Schullehrer Dobroſinski zu 
Goleſewko im Kreiſe Kröben den Adler der Inhaber des Hausordens 
gon Hohenzollern zu verleihen. 


Dom Fandtage. 
19. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. 


Berlin, 2. Dezember. 11 Uhr. Am Miniſtertiſche Friedberg, 
Luciuls, Bitter und Kommiſſarien. „ 5 A 
“Das Kapitel 81 des Etats des Juſtizminiſteriums wird bewilligt, 
womit die Berathung des Juſtizetats erledigt it. 19 0 

Dias Haus wendet ſich dem Kap. 99 der landwirthſchaft⸗ 
lichen Verwaltung zu, welches der Budgetkommiſſion überwieſen 
bar. Im Titel 2 deſſelben wird das Gehalt für einen neuen Bau: 
infpeftor verlangt, deſſen Genehmigung die Budgetkommiſſion em⸗ 


ſparniſſen, die möglicherweiſe in anderen Verwaltungen für Bauzwecke 
gemacht werden können. Wenn der Abg. Rickert angeführt hat, 
daß das Extraordinarium dieſer Verwaltung in den letzen 
Jahren bedeutend zuſammengeſchrumpft wäre, ſo iſt das richtig. 
Hier handelt es ſich nicht um Extraordinarien, ſondern um 
die regelmäßigen laufenden Arbeiten, um die Unterhaltung der 
Gebäude. Gerade der Wunſch zur Dezentralifation hat zur 
Forderung der Kreirung dieſer Stelle geführt. Im Miniſterium für 
öffentliche Arbeiten hat dieſe Dezentraliſation ſchon ſtattgefunden. 
Dieſe Maßregel führt aber auch Erſparniſſe herbei, weil die zweite und 
dritte Abtheilung des zu einem mit der landwirthſchaftlichen Abthei⸗ 


lung vereinigten Miniſteriums bereits dieſen Techniker beſitzt und weil 
es eine Vereinfachung der Dinge iſt, wenn die ſämmtlichen Bauten, 
welche vom landwirthſchaftlichen Miaiſterium reſſortiren, in einer 
Hand vereint bearbeitet werden. Es iſt das auch eine Vereinfachung 
in Bezug auf die regelmäßigen Dienſtreiſen und Inſpektionen. Die 
Summe iſt ja auch gering. Ich halte eine nochmalige Prüfung für 
nicht erforderlich und empfehle Ihnen die Annahme des Beſchluſſes der 
Budgetkommiſſion. f y 3 

Der Antrag Rickert wird abgelehnt, und Tit. 2 dem Antrag Der 
Budgetkommiſſion entſprechend genehmigt; ebenſo die folgenden. 

Bei Tit. 7 beantragt die PA die Funktionszulage 
von 1200 M. für den Vorſteher des Zentralbhur aus abzuſetzen. Das 
Haus nimmt den Antrag der Budgetkommiſſton an, ſtreicht alſo die 
Funktionszulage und genehmigt den Titel 8 bis 11 ohne Debatte. 

Der Etat des Bureaus des Staatsminiſteriums wird gee 
nehmigt, nachdem der Abg. Langerhans erklärt hatte, daß ſeine 
Partei (Fortſchritt) auch dieſes Mal wie in den früheren Jahren gegen 
den Dispoſitionsfonds für allgemeine politiſche Zwecke ſtimmen werde. 
Die Funktionszulage für den Vorſteher des Zentralbureaus wird ent⸗ 
ſprechend den Beſchlüſſen des Hauſes bei den Etats der anderen Reſſorts 
auch hier abgeſetzt. : 

Es folgt der Etat der Staatsarchive. 

Abg. Frhr. v. Fürth: Von der Verordnung des Juſtizminiſters, 
intereſſante Akten der Gerichte den Stagtsarchiven zu überweiſen, 
würde man nur wenig Erfolg haben, wenn nicht Archivbeamte die Akten 
auf ihren Werth prüften und dann ihre ic ien in die Archive 
ci Wo ie pie a per rat 1 2 9 595 
ämter und Berggerichte? Die Akten des Königſtuhls in Aachen, die | Pri tes oan AEE 

für die Geſchichte Aachens und die allgemeine Forſchung von großer Tangenten tas Organ und hier bin ich mitten in der 
id e ee fn aden de aut gaa, Pecan. in Fenn dringend zu bitten, geradezu vollſtändige Abdrücke der ganzen ſteno⸗ 
, ee Zee ein Theil derſelben durch Archtvbenmte ac, | graphiſchen Berichte dem Gtantsanzeiger ſtets mit auf den Weg zu 
men, erſt in letzter Zeit ſei ein Theil derſelben durch Archivbeamte ge⸗ geben. (Oho! Sehr richtig ) Die Sache ift ja wahrhaftig nicht koſtbar: 
ordnet und dem Archiv in Düſſeldorf einverleibt worden, noch immer | wenn erft ein ſolcher Bericht 1000 Mal gedruckt wird E 15 | auh 


aber liege eine große Maſſe wichtiger Dokumente unter altem Gerüm⸗ A 5 2 
pel. Das intereſſante Archiv des ehemaligen Reichskammergerichts in ich alapbe, das Baden Papier if die Wohnt a eh, Santee U 


Den Bau halte ich für das land⸗ Wetzlar b fi d ſich och ter der A ſicht des dorti Amt icht ahrheit werth. 
benſächlich gegenüber anderen Auf⸗ zetzlar befinde ſich noch unter der Aufficht des dortigen Amtsgerichts, Abg. Rickert: Ich will auf die Ausführu d : y 
5 EN Entlastung deſſelben während es doch in die Staatsarchive gehöre. g gig wh eder eingeben, ich ind een a ? Bech ahne Ea 


Nach einigen Bemerkungen des Direktors der Staatsarchive, von | hier Männer der Preſſe angreift, die fi i idi $ eS 
Sybel, wird der Etat der Staatsarchive und der der Generalordens⸗ Er ſagte, Ye belügen Molar 1 5 Land. at a E 
kommiſſion genehmigt. : hier wohl Niemand derartige Angriffe machen. Will man andere par= 

Beim Etat des Geheimen Zivilkabinets wird wieder die Funktions⸗ lamentariſche Berichte, ſo geben Sie den Herren doch einmal erſt an⸗ 
zulage für den Vorſteher des Jentralbureaus abgeſetzt, im Uebrigen dere Plätze Uns ſelbſt hier im Hauſe, die wir mitten darin ſind. 
wird dieſer Etat ebenſo wie der der Oberrechnungskammer, der Prü- wird es mitunter ſehr ſchwer einander zu verfteben, oben auf der Tri⸗ 
fungskommiſſion für höhere Verwaltungsbeamte, des Disziplinarhofes, büne verſteht man noch viel ſchlechter. Das liegt doch für jeden Sada — 
des Gerichtshofes zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte, der Landes⸗ eder t klar auf der Hand. Ich möchte Herrn v. Ludwig rathen 
vermeſſung und des Geſetzſammlungsamtes in Berlin unverändert ge- ſich der übe zu unterziehen, nur über eine einzige Sitzung einen Bericht 
e i _ | au machen und dann wollen wir fehen, wie er dabei wegkommt. Herr 

Es folgt der Etat des „Deutſchen Reichs- und Preußi⸗ Cremer, mit dem ich ſonſt pollſtändig einverſtanden bin, verlangt von 
iden Staatsanzeigers . „Staatsanzeiger“ objektive Berichte: ich wünſche von ihm gar keine. 

Abg. Cremer: Ich konſtatire mit Vergnügen, daß der Etat des Der „Staatsanzeiger“ hat gar keine Abonnenten, welche die parlameng 
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tarifchen Berichte leſen wollen; alſo wozu die Mühe? Run gar, ein 
beſonderes parlamentariſches Büreau für den „Staatsanzeiger“ — 
dafür danke ich. Ein kurzer Sitzungsbericht in Form eines offiziellen 
Protokolls oder gar keines; denn wer fucht ſeine Information über 
Verhandlungen dieſes Hauſes im „Staatsanzeiger E Intereſſe 
des Budgets ſollte der „Staatsanzeiger“ gar keine parlamentariichen 
Berichte bringen. : + 4 

Der Etat des „Staatsanzeigers“ wird genehmigt. 

Bei dem Etat der Lotterieverwaltung lenkte der Abg. 
Loewe (Bochum) die Aufmerkſamkeit der Regierung auf die großen 
Uebelſtände, welche durch die maſſenhaften Ueberkretungen des Verhots, 
in auswärtigen Lotterien zu ſpielen, herbeigeführt werden. Alle Ver⸗ 
ſuche, die Uebertretungen durch Strafen zu verhindern, hätten ſich als 
fruchtlos erwieſen. Der Hang zum Lotterieſpiel ſei in der Bevölkerung 
ſo groß, daß, da die Zahl der preußiſchen Looſe eine ſehr beſchränkte 
ſei, immer wieder auf die auswärtigen Lotterien zurückgegriffen werde. 
Das einzige Mittel, dieſem Uebelſtande entgegenzutreten, ſei eine Ver⸗ 
mehrung der preußiſchen Looſe. Auf die Mehreinnahme, welche dadurch 
der Staatskaſſe zugeführt werde, wolle er keinen ſo erheblichen Werth 
legen, dagegen falle der moraliſche Gewinn einer Beſeitigung der Ver⸗ 
leitung zu Geſetzesübertretungen ſehr ins Gewicht. : 5 

Der Finanzminiſter erkannte an, daß das Spielen in aus⸗ 
wärtigen Lotierien einen ſehr bedeutenden Umfang angenommen babe. 
Im letzten Dezennium ſei die Zahl der Looſe der ſächſiſchen Lotterie 
von 34,000 auf 100,000, die der hamburger Lotterie von 25,000 auf 
84,000 und die der Braunſchweiger Lotterie auf 84,000 geſtiegen. Von 
dieſen Looſen werde ein ſehr großer Theil in Preußen geſpielt; man 
ſchätze die Zahl auf 95,000 — vielleicht ſehr niedrig. Dieſer Erſchei⸗ 
nung gegenüber, die auf dem Spielbedürfniß der großen Menge des 
Volkes beruhe, jet es ſehr ſchwierig, eine andere Abhülfe zu ſchaffen, 


als diejenige, welche der Vorredner bezeichnet habe. ebe 
man in Preußen die Lotterie auf, fo werde die Zahl 
der auswärtigen Looſe nur wachſen; anders liege die Sache, 


wenn das Reich mit dieſer Maßregel vorgehe, aus finanziellen 
Gründen ſei es aber kaum gerathen, die Initiative hierin zu ergreifen. 
Die Vermehrung der eigenen Looſe bleibe alſo die einzige Abhülfe. 
Die Regierung habe dieſe Maßxegel auch bereits reiflich erwogen, ſich 
aber nicht entſchließen können, ihrerſeits den erſten Schritt auf dieſem 
Wege iu thun. Es fet ja richtig, daß dadurch eine nicht unbeträcht⸗ 
liche Mehreinnahme der Staatstaffe zugeführt werde, die Regierung 
betrachte aber die Lotterie als eine nicht beſonders erwünſchte Ein⸗ 
nabmequelle. Sollte jedoch das Haus einen Antrag im Sinne der 
Vermehrung der Looſe an die Regierung richten, ſo werde ſie den⸗ 
ſelben in ſorgfältige Erwägung nehmen. Nachdem alle Verſuche, dem 
Eindringen fremder Looſe entgegenzutreten, ſich als fruchtlos erwieſen 
hätten, bleibe nichts übrig, als der Sache ihren Lauf zu laſſen, oder 
— um die bedauerliche Möglichkeit einer umfaſſenden Strafverfolgung 
1 1 — dem Drang nach Lotterieſpiel eine freiere Bahn zu 
affen. 

Abg. v. Uechtritz: Erwäge man, daß die Zahl der in Preußen 
i geſpielten auswärtigen Looſe mindeſtens ebenſo groß fet, wie die Der 
ns preußiſchen Looſe ſelbſt, daß in jedem Jahre zwei Lotterien zur Aus: 
i führung gebracht werden und daß an jedem Looſe in der Regel min- 
deſtens vier Perſonen betheiligt ſind, ſo werde man zugeben, daß jähr⸗ 
lich Hunderttauſende von Geſetzesübertretungen auf dieſem Gebiete be⸗ 
gangen werden. Dieſem Zuſtande ein Ende zu machen, ſei eine Pflicht 
der Regierung. Auch mit den preußiſchen Looſen werde in Folge der 
ſtarken Nachfrage ein großer Schwindel getrieben. Es ſei nichts 
Seltenes, daß für ein Viertelloos, deſſen Preis eigentlich 40 Mark be⸗ 
trage, von den Zwiſchenhändlern 60 Mark genommen würden. Die 
Opfer, welche in dieſer Weiſe der Bevölkerung auferlegt werden, bes 
ziffern ſich jährlich auf enorme Summen. ie Regierung werde fich 
poate Been erwerben, wenn fie Alles thue, um dieſem Unfug zu 

euern. ö SITE is E 
Abg. Stroſſer: Man behaupte, dieſe Vermehrung der Looſe 
ſei nothwendig, um den unmoraliſchen Geſetzesübertretungen ein Ziel 
zu ſetzen, das heiße aber, Satan durch Beelzebub austreiben. Beſſer 
wäre es geweſen, die für den Steuererlaß beſtimmten Mittel für die 
Sn änzliche Aufhebung der Lotterie zu benutzen; der Staat gebe durch 
E Aaechterhaltung des öffentlichen Spiels ein böſes Beiſpiel, und er 

= hoſſe, daß wenn Preußen die Initiative ergreife, das Lotterieſpiel in 

ganz Deutſchland von Reichswegen zu verbieten, die Landesvertretung 
bereitwillig die Hand dazu bieten werde. Mit Dank ſei es anzu⸗ 
erkennen, daß man die öffentlichen Spielhöllen unterdrückt habe; leider 
behandle man das Börſenſpiel noch immer als etwas Unſchuldiges; 
er hoffe jedoch, daß der Mann, der das Wort vom „Giftbaum“ ge⸗ 
ſprochen, das Land auch von dieſem Uebel befreien werde, und dann 
möge die Lotterie bald folgen. Nur die Wohlthätigkeitslotterien 
wünſche er aufrecht erhalten zu ſehen und empfehle dieſelben dem 
Wohlwollen der Regierung. : . Br 

Der Etat der Lotterieverwaltung wird hierauf bewilligt. 

Die Etats der Seehandlung, der Münzverwaltung, der Staats⸗ 
ſchuldenverwaltung und des Miniſteriums der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten werden ohne Debatte erledigt. 5 

Im Etat des Kriegsminiſteriums ſind in den ordentlichen 
Ausgaben für die Verwaltung des Zeughauſes verſchiedene Erhöhungen 
eingetreten. Auch dieſer Etat wird genehmigt. E 2 

Entgegen einem vom Zentrum und der Fortſchrittspartei unter: 
ſtützten Vertagungsantrag tritt das Haus noch heute in die Berathung 
des Etats des Miniſteriums des Innern. i 

Zu Tit. 1 der Ausgaben (Gehalt des Minifters) ergreift das Wort 
Abg. Rickert: Schon in der vorigen Seſſion habe ich einen Antrag 
; bezüglich der amtlichen Zeitungsannoncen angekündigt. Ich bedaure, 
. auf den Fall, der dies veranlaßte, zurückkommen zu müſſen. Ich hoffte 
nach der vorjährigen Erklärung des Miniſters des Innern, daß die ge⸗ 
rechtfertigten Beſchwerden der „Poſener Zeitung“ über das Ver⸗ 
fahren der Polizei⸗Direktion und der Regierung zu Poſen erledigt 
werden würden. Obwohl der Miniſter durchblicken ließ, daß nach ſeiner 
Intention die Staatsbehörden Publikationen von weſentlich öffentlichem 
5 Intereſſe auch dieſer Zeitung übergehen ſollten, ſind derſelben bis vor 
ne Ruger nicht nur alle amtlichen Publikationen der Staatsbehörden, 

i ſondern ſogar auch ſolche entzogen worden, die aus dem Kommunal⸗ 
Ber u bezahlen waren, wie z. B. der Impfplan für die Stadt Poſen. 

e Magiſtrat hat ſich hierüber beim Miniſter beſchwert und dabei her⸗ 
vorgeboben, daß die ſtädtiſche Behörde in die der Polizei⸗Direktion zur 
Deckung der Verwaltungskoſten aus ſtädtiſchen Mitteln zur Verfügung 
geſtellte Summe ausdrücklich die nöthige Summe für die Publikationen 
in der „Poſener Zeitung“, deren Benutzung ſie im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe für geboten hält, mit einbezogen hat. Das geht doch in der That 
über die Grenze des Zuläſſigen hinaus! Der Verleger weiſt mit Recht 
darauf hin, daß die Regierung oder die Polizei es früher für 
geboten erachtet hat, ihre Publikationen nicht blos in der 
„Poſener Zeitung“, ſondern auch in der damaligen oppoſitio⸗ 
ö nellen fortſchrittlichen „Oſtdeutſchen Zeitung“ zu veröffentlichen. 
y Erſt ſeitdem dieſe ſich in einem Tage in cin fonjervatiwes 
y Blatt verwandelt hat, hielt die Polizei es für genügend, 
N die Publikationen nur noch dem „Tageblatt“ zu 1 
Aber dabei iſt es nicht geblieben, ſondern d 1 
gierung und die Polizei haben durch direkte Ein⸗ 
wirkung auch andere Behörden veranlaßt, der 
„Bofener Zeitung“ die in ihr am zweckmäßigſten 
und wirkſamſten zu veröffentlichenden Publika⸗ 
tionen zu entziehen. Dies haben denn auch alle 
Landrathsämter und Diſtriksbehörden in der Provinz, alle Polizei⸗ 
direktionen, die erzbiſchöfliche Vermögensverwaltung, alle königlichen 
Oberförſtereien, Baubeamten, Regierungsbaumeiſter. Kreis: und Land⸗ 
baumeiſter, die Strafanſtalt in Rawitſch, die Provinzial⸗Irrenanſtalten, 
die königlichen Rentenbanken, die Staatsanwaltſchaften, Garniſonper⸗ 
waltung, das Proviantamt und ſämmtliche Militärbehörden gethan. 


n 


Außerdem wurden demſelben Verleger andere Drucharbeiten im Be⸗ 
trage von über 20,000 Mark entzogen. Die Polizeibehörde hat es 
ſogar in zwei Fällen mit ihrer Pflicht vereinbar gefunden, das un⸗ 
mittelbare Bevorfteben einer Ueberſchwemmung, welche in der Stadt 
Poſen meiſt einen ernſthaften Charakter hat, nicht in der „Poſener 
Zeitung“, ſondern in dem ſpeziell in Poſen ſehr wenig geleſenen 
Blatte zu veröffentlichen. (Abg. Kantak: Auch in dem polniſchen 
Blatt.) Mein Antrag, mit dem Sie, Herr Kantak, einverſtanden 
ſein werden, deckt auch dieſe Frage. Das „Poſener Tageblatt“ ſollte 
durch die Annoncen Leſer gewinnen. Das iſt aber nicht gelungen. 
Die „Bofener Zeitung“ gewinnt an Abonnenten und hat heute noch 
vier Mal ſo viel als das „Tageblatt.“ Ja, die Landräthe von Pleſchen 
und Meſeritz haben ſogar verſucht, entgegen dem königlichen Privi⸗ 
legium, bei Veröffentlichung der Verlooſungen von Kreisobligationen 
die „Poſener Zeitung“ zu umgehen, und ſich zur Einſendung der Be⸗ 
kanntmachung erſt in Folge einer direkten Aufforderung des Verlegers 
verſtanden. Ich enthalte mich jeder weiteren Beleuchtung dieſes Ver⸗ 
fahrens; ich glaube, das ganze Haus muß das Bedürfniß nach einer 
Abhilfe einſehen. Der Reichstag hat bereits am 18. März mit einer, 
um mich eines Ausdrucks des Abg. v. Minnigerode zu bedienen, er⸗ 
drückenden Majorität die Erwartung ausgeſprochen, daß die Reichs⸗ 
behörden bei Zuwendung von Inſeraten für Zeitungen nur die Zweck⸗ 
mäßigkeit der Verbreitung und nicht die politiſche Parteirichtung in 
Betracht ziehen werde. Da ich weiß, daß hier diejelben Elemente einer 
Majorität vorhanden ſind, ſo habe ich folgenden Antrag geſtellt: „das 
Haus wolle beſchließen, die Erwartung auszusprechen, daß die Staats⸗ 
behörden bei Zuwendung von Inſeraten für Zeitungen nur die Zweck⸗ 
mäßigkeit der Verbreitung und nicht die politiſche Parteirichtung der 
Zeitungen in Betracht ziehen.“ (Beifall.) Ich hoffe, daß das Zentrum 
und die Liberalen, wie im Reichstage, auch ¡bier für dieſen Antrag 
ſtimmen werden. Ich bitte zugleich, daß der Staatsminiſterialbeſchluß 
vom Jahre 1874, welchen der Miniſter des Innern uns im vorigen 
Jahre mittheilte, einer Reviſion unterzogen wird, weil der letzte Punkt 
deſſelben nicht den Intentionen des Reichstags und meines Antrags 
entſpricht. (Beifall.) i 3 

Minifter Graf Eulenburg. Die Beſchwerde über das Ver⸗ 
fabren gegen die „Poſener Zeitung“ iſt bei mir vor nicht langer 
Zeit eingegangen; ich habe eine Berichterſtattung erfordert, die noch 
nicht vorliegt und kann daher noch keine Auskunft geben. Hinſichtlich 
der Anzeige der Ueberſchwemmung kann ich ſchon heute mittheilen, 
daß die vorgetragene Thatſache richtig iſt. (Hört!) Die Polizeidirektion 
hat die ſpeziell Betheiligten noch durch beſondere Benachrichtigungen 
auf die Gefahr aufmerkſam gemacht. Bezüglich der ganzen Frage kann 
ich mich nur auf das in der vorigen Seſſion Geſagte beziehen. Ich 
habe veranlaßt, daß die Behörden mit Anweiſung verſehen werden, 
wonach fie, ſoweit es nach ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen erforderlich, 
bis auf Weiteres befugt ſein ſollten, amtliche Bekanntmachungen auch 
der „Poſener Zeitung“ zuzuwenden. Dieſe Beſtimmung beſteht noch. 
Im Uebrigen bitte ich, dem Antrag die Zuſtimmung zu verſagen; er 
geht zu weit. Ich erkenne ſeine Berechtigung ſoweit an, als bei Zu⸗ 
wendung amtlicher Bekanntmachungen der Geſichtspunkt nicht aus dem 
Auge verloren werden darf, daß ſie eine zweckentſprechende Verbreitung 
finden. Aber dies kann nicht als einziger Geſichtspunkt aufgeſtellt 
werden. Der Miniſterialbeſchluß geht dahin, daß das Ermeſſen der 
Behörden nach der angedeuteten Richtung hin im Uebrigen frei bleiben, 
jedoch Blättern von entſchieden deutſch⸗ reichs⸗ oder preußenfeindlicher 
Haltung (Aha! im Zentrum) oder entſchieden oppoſitioneller Geſinnung 
(Hört! links) amtliche Publikationen nicht zugewendet werden ſollten. 
Der Grundſatz, auf dem dieſer Beſchluß beruht, tft vollkommen richtig. 
(Sehr wahr! rechts.) Es giebt nicht ſowohl ein gewiſſes Maß, als 
noch viel öfter eine gewiſſe Form der Oppoſition in öffentlichen Blät⸗ 
tern, welche den Staatsbehörden nicht geſtattet, mit ſolchen Blättern 
in Verbindung zu treten, und es wird in weiten Kreiſen des Landes 


nicht verſtanden, wenn Organe, welche ſich täglich damit befaſſen, Ein⸗ 


richtungen und Maßregeln der Regierung lächerlich zu machen, in 
ihren weiteren Spalten amtliche Bekanntmachungen der Regierung 
enthalten. Dieſe Meinung im Lande beruht auf einer geſunden und 
richtigen Auffaſſung. Alſo inſoweit hatte ich den Antrag nicht für 
annehmbar und bitte ihn abzulehnen. (Beifall rechts; Ziſchen links.) 

Abg. Kantak beſchwert ſich darüber, daß in einer Verſamm⸗ 
lung polniſcher Landwirthe von der Polizei⸗Vehörde der Gebrauch der 
deutſchen Sprache verlangt und der der polniſchen verboten worden ſei. 

Miniſter Graf Eulenburg erkennt das Ungeſetzliche eines ſolchen 
Verbots an und verſpricht für den Fall, daß die Beſchwerde auf Wahr: 
heit beruhe, den Beamten rektifiziren zu laſſen. 

Abg. Windthorſt: Der Miniſter hat erklärt, daß er dem 
Antrage Rickert nicht zuſtimmen könne. Da ich nicht annehmen kann, 
daß die Reichsbehörden in dieſer Beziehung anderer Meinung fino, fo 
ſcheint es⸗mir zweifelhaft, ob der Beſchluß des Reichstags in dieſer 
Angelegenheit zur Ausführung kommen wird. Die Hauptſache, die eine 
Erledigung finden muß, iſt die Zurücknahme oder doch die Modifikation 
des Reſkripts, das der Miniſter heute feſthalten zu wollen erklärt hat. 
Nach dieſem Reſkript ſollen amtliche Bekanntmachungen nicht publizirt 
werden in Blättern, die deutſch⸗, reichs⸗, preußenfeindlich und oppo⸗ 
ſitionell ſind. Theoretiſch iſt das ja ganz vortrefflich — wenn man 
nur wüßte, was deutſch⸗, reichs⸗, preußenfeindlich und oppofitionell fet. 
an richtig.) Darüber aber variiren ſelbſt bei der Regierung Die 

nichauungen ganz außerordentlich. (Heiterkeit. Sehr gut!) Männer, 
welche am Buſen der Regierung zu liegen ich'enen (große Heiterkeit), 
ſind heute Reichsfeinde. (Heiterkeit.) Ich könnte Namen nennen, die 
frappiren dürften. Wir haben in einem langen Zeitraume geſchehen, daß 
dieſes Regiſter ſehr häufig modifizirt wurde. Es gab eine Zeit, in der 
die „Kreuzzeitung“ ſehr verfehmt war. Auch gab es eine Zeit, in der 
die „Nationalzeitung“ das Lieblingsblatt der Regierung zu ſein ſchien. 
Heute hat ſich das Ding vollkommen umgedreht, obwohl doch die 
„Nationalzeitung“ ſich auch zu drehen pflegt. (Heiterkeit.) Die Vez 
griffsbeſtimmung alſo, welche in abstracto gegeben ift, ijt in concreto 
ſehr ſchwer zu treffen. Ich glaube, wenn der Miniſter ſelbſt rück⸗ 
ſichtlich einer Reihe von Zeitungen, die ich ihm nennen könnte, mir 
ſagen ſollte, ob ſie unter jene Kategorie gehören oder nicht, ſo würde 
er in einige Verlegenheiten gerathen, Außerdem ſoll doch die 
Publikation deshalb geſchehen, damit ſie zur Kunde komme. 
und dies kann nur durch ſolche Blätter erfolgen, die am 
weiteſten verbreitet find. (Sehr richtig!) Sollte ein einzelnes Blatt 
ſo ſehr extravagiren, daß eine Publikation in demſelben ein Aergerniß 
wäre, fo würde das ja als beſondere Ausnahme immerhin getroffen 
werden können. Die Blätter derjenigen Partei, welcher anzugehören 
ich die Ehre habe, ſind ſeit Jahren pon der Mittheilung amtlicher 
Publikationen ausgeſchloſſen, und man hat in den verſchiedenen Orten 
auf Koſten der Negierung Zeitungen gegründet, welche dieſe Inſerate 
bringen und in denen ſie gar nicht zur öffentlichen Kunde kommen, 
weil man dieſe importirten Pflanzen nicht leſen will und nicht leſen 
kann. (Sehr wahr!) Will die Regierung auf den Antrag Rickert 
nicht eingehen, ſo bleibt ihr, da ſie doch gerecht ſein muß, nichts übrig 
als beſondere Blätter lediglich zum Zweck ihrer Publikationen zu halten. 
(Sehr wahr!) Dieſe Blätter dürfen dann aber auch nichts Anderes 
bringen und müſſen möglichſt billig eingerichtet werden. Dann iſt 
allenthalben gleiche Sonne und gleicher Wind. Das Verfahren, wie 
es jetzt beſteht, iſt ganz intolerabel. Ich hoffe, daß das Haus den An⸗ 
trag mit großer Majorität annimmt. (Beifall.) 
bg, Dr. Virchow: Dem Abg. Windthorſt kann ich in der 
Beurtheilung der Frage, wie die verſchiedenen Kategorien regulirt wer⸗ 
den ſollen, nur beiſtimmen. Wir haben es erfahren müſſen, daß, ohne 
daß bei uns eine Aenderung eingetreten iſt, wir bald als entſchieden 
oppoſitionell, bald als tolerabel, bald als deutſchfeindlich, bald als monar⸗ 
chiſch und bald als republikaniſch verſchrieen worden ſind. Wir haben 
eine amtliche Beſcheinigung dafür, daß wir eine antimonarchiſche Partei 
ſind. Wir haben es ja erlebt, daß man uns in diplomatiſchen Akten 
fremden Mächten gegenüber als republikaniſche Partei bezeichnet hat. 


Unter ſolchen Umſtänden hört doch jede Keitik der Parteien unten 
einander auf; denn dieſes Verfahren wird ſchließlich zum Bruch oe 
dem konſtitutionellen Regiment führen. Will der Miniſter als 
richtige und geſunde Anſchauung, von der er geſprochen hat, nur y 
anerkennen, was mit der zufällig in der Regierung eriſtirenden Au 
ſchauung harmonirt? Dann bleibt nichts weiter übrig, als daß in 
Oppoſition maſſakrirt oder hinausgeworſen werden muß. Solid 
lich wird dann die Reihe auch an die Freikonſervativen kommen. 9 


th: 
Ja, wenn wir Alle hinausgeworfen werden, dann werden Sie (a 
Freikonſervativen) ſchließlich die äußerſte Linke bilden (Heiterkeiß 

dann wird auch Ihnen das Meſſer an die Kehle geſetzt werden. 
keit.) Dies iſt doch nicht konſtitutionell. Das i 
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wir darauf achten, daß, was einmal in der Form der Majoritit qy | 
Tage tritt, auch als ſolche reſpektirt wird. Wir können ſonſt ncht 
mehr anerkennen, daß eine gerechte Regierung auf dieſen Stühlen fig, | 


hörden, welche Veröffentlichungen erlaſſen, wo es ſich um di 
liche Sicherheit handelt, ein ſolches Blatt nicht wählen, hand 
offenbar gegen das öffentliche Intereſſe. Ja, wenn auch 
Anzeigen über Verkäufe u. |. w. einem ſolchen Blatte nicht 
handeln ſie auch direkt gegen das fiskaliſche Intereſſe, weil dad 


i 
uns angewöhnen. Es ift dahin gekommen in der Preſſe, und ich gehe 
die Regierungsorgane nicht aus, daß man Perſonen, die in irgend 
einem wichtigen Punkt einen anderen Standpunkt vertreten, vielleich 
auch momentan mit Erfolg, gleich dafür verantwortlich macht, als ob 
fie die ganzen Grundlagen des Staatsweſens umſtürzen wollten, blos 
weil fie eine andere Auffaſſung haben von der Regelung wichtiger Bee 
hältniſſe als wie eine andere Partei und die Männer, die augenblicklich 
in der Regierung ſitzeni Wenn ich die Parteien muftere, wie fie hier 
im Hauſe vertreten ſind, ſo kann ich ohne Widerſpruch dreiſt behaupte 
hier iſt keine Partei vorhanden, welche nicht unter Umſtänden in ges 
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in anderer Weiſe, als es in Poſen gefchehen ift, dafür zu ſorgen, e 
die amtlichen Veröffentlichungen in den Blättern nur nach Maßga 


h 


ihrer Verbreitung erfolgen. (Beifall.) | 
Abg. v. Raudhaupt: Ich halte mich an den Antrag 5 
kann denſelben nicht ſo interpretiren, wie der Abg. von Bennigſen 


5 f 
Denn wenn das letztere gelten follte, dann wäre der Antrag Uberhauß, 
überflüſſig. Wenn Sie (links) im Regimente wären, würden 1 Es, 
dem Staatsminiſterialbeſchluß ebenfalls und vielleicht noch ve 1 be 
feren Gebrauch machen. (Große Heiterkeit links.) Es it aud 0 die 
denken, daß der Beſchluß aus dem Jahre 1874 datirt, als noche 
Sozialdemokratie in vollſter Blüthe ſtand. Den Kulturkampf 
wir lebhaft und wünſchen ihn aus der Welt; aber folange by) 
und ihre Preſſe nicht ſelbſt dazu beitragen, wird er nich 


ſclg ſondem nur ein Gebrauch der Staatsgewalt, 
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Abg. v. Ludwig führt einen Fall an, in welchem ein libe⸗ 
Amtsrichter einem verbreiteten konſervativen Blatt die Annon⸗ 
een entzogen haben ſoll zu Gunſten eines wenig verbreiteten libe⸗ 
len Blattes. Er erklärt, daß er für den Antrag Rickert ſtimmen 


2 Uhr vertagt e 


Briefe und Zeitungsberichte. 
C+ Berlin, 2. Dezbr. [Prüfung der Poſener 
andtags⸗Wahl.] Ein von dem Abg. v. d. Gröben 
tflatteter Bericht der Wahlprüfungs⸗Kommiſſion des Abgeordneten⸗ 
aujes behandelt die Landtags⸗Nachwahl der Stadt Poſen, bei 
alder, nachdem Dr. Hänel das Mandat abgelehnt hatte, Stadt⸗ 
th Zelle gewählt wurde. Die, ſonſt nur auf Grund von 
Vahlproteſten erfolgende Ueberweiſung der Akten an die Wahl⸗ 
Irüfungs⸗Kommiſſion hatte in dieſem Falle, wie man fic) erinnern 
witd, gleichzeitig mit der Ueberweiſung der Wahlakten der Stadt 
Breslau, ſtattgefunden in Folge der Kaſſirung der Krefelder 
Wahl wegen eines Mißverhältniſſes zwiſchen der Zahl der 
Umähler und derjenigen der Wahlmänner: es war behauptet 
Worden, daß ganz daſſelbe Mißverhältniß in Poſen, reſp. in 
Breslau vorgelegen habe. Wie wir dem nunmehr erſtatteten 
Bericht entnehmen, ſtellte der Referent zunächſt das 
gutreffende in der Analogie mit der Krefelder Wahl in Ab⸗ 
de. In der gedachten Wahl habe ein Proteſt vorgelegen, wel⸗ 
cer die Formirung zu großer Wahlbezirke in Verbindung mit 
ger zerriſſenen Begrenzung derſelben als tendenziöſe Handlung 
des Magiſtrats bezeichnete und unter Beweis zu ſtellen verſuchte. 
Diejen Beweis habe die Majorität der Wahlprüfungskommiſſion 
Mad eingegangenem Bericht des Magiſtrats für erbracht erachtet 
und demgemäß auf Ungültigkeit der Wahl erkannt; dieſes Vo: 
dim habe fic) alſo geſtützt auf die Abtheilung in zu große 
Auwahlbezirke in Verbindung mit einer ungeſetzmäßigen Ab - 
grenzung derſelben, woraus eine Tendenz im Sinne des 


Y 
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Vrealou und Poſen nicht vor. Weder fet ein Proteſt einge⸗ 
gangen, welcher eine unzuläſſige Abtheilung der Wahlbezirke be⸗ 
Rupte, noch fet eine tendenziöſe Abgrenzung dieſer Bezirke erkenn⸗ 
lar. Der Referent führte ferner aus, daß in Poſen allerdings 
über 5000 Seelen überſchießend ſeien, dieſelben fänden ſich aber 
auptſächlich in denjenigen Urwahlbezirken, in welchen eine ſtarke 
Mlitärbevölkerung inbegriffen wäre. Es fei ſomit erſichtlich, 
daß bei Abtheilung der Bezirke die Abſicht vorgelegen, möglichſt 
ne gleich große Anzahl der ſtimmbefähigten Zivilbevölkerung 
IU jeden Bezirk zu ſchaffen, während man die Militärbevölke⸗ 
ing, welche zwar geſetzmäßig bei der Berechnung der Seelen: 
ail mit in Anſchlag gebracht werden müffe, andererſeits aber 
NE mitſtimme, dazu benutzt habe, das geſetzlich unter Um⸗ 
anden zuläſſige Plus gegen 250 Seelen pro Wahlmann zu 
aen, Da hier der Umſtand ausgeſprochen erkennbar fet, wel⸗ 
gie die Abweichung von der Norm des $ 4 der Wahlordnung 
uihründe, ſo liege keine Veranlaſſung vor, darin ein Bedenken 
egen die Zuläſſigkeit dieſer Bezirkseintheilung zu ſehen, um fo 

ger, als derſelben eine Tendenz von keiner Seite zum Bor: 
uur gemacht worden ſei. Dagegen ergab die Prüfung der 
hatten im Einzelnen eine Anzahl bei den Urwahlen jelbft 
Ahekommener Unregelmäßigkeiten, jo daß der Referent bean⸗ 


Iroteſtes zu folgern geweſen ſei. Ein analoger Fall liege bei 


tragte, die Wahl der Wahlmänner Jone, Leweck, Wernecke, 
Köhler, Motty, Studniarski, Schiff und Gorlt für ungültig 
zu erklären, und hat die Kommiſſion demgemäß beſchloſſen. Danach 
find von der Summe der Wahlmänner, welche an der Wahl 
der Abgeordneten theilnehmen, 8, und, nach Maßgabe der 
reſpektiven Stimmenabgabe den für Stadtrath Zelle abge⸗ 
gebenen Stimmen 4, den für Herrn v. Niegolewski ab⸗ 
gegebenen 2, und den für Herrn Anderſch abgegebenen 2 
Stimmen in Abzug zu bringen. Es ſind alſo in Summa ab⸗ 
gegebene gültige Stimmen: 204—8 = 196 Stimmen. Danach 
abſolute Majorität: 99. Stadtrath Zelle erhielt 111—4 
= 107, v. Niegolewski erhielt 62—2 = 60, Anderſch 
erhielt 31—2 = 29 Stimmen. Hiernach bleibt Stadtrath 
Zelle mit 8 Stimmen über der abſoluten Majorität gewählt. 
Die Kommiſſion für Wahlprüfungen ſtellt daher einſtimmig den 
Antrag: „Das Haus der Abgeordneten wolle die Wahl des Ab⸗ 
geordneten Stadtrath Zelle im Wahlkreiſe Poſen 1 für 
gültig erklären.“ 


Vocales und Provin zielles. 
Poſen, 3. Dezember. 


Poſen, 2. Dez. [Perſonalien.] Heute wurde der bei dem 
hieſigen Landgerichte als Rechtsanwalt zugelaſſene Gerichts- Aſſeſſor 
Fahle — ein Sohn des en Profeſſors Sable — durch den Herrn 
Landgerichts⸗Präſidenten Giſevius vereidigt und in fein neues Amt 
eingeführt. Derſelbe wird ſein Bureau mit dem des Herrn Juſtizraths 
le Viſeur vereinigen. 


Telegrapyifihe Hedrióten. 


Wien, 2. Dezember. Im Abgeordnetenhauſe find fol: 
gende Geſetzentwürfe eingebracht worden: vom Miniſterpräſiden⸗ 
ten Graf Taaffe der Geſetzentwurf betreffend den Ausbau der 
Bosnathalbahn von Sieniza nach Serajewo, vom Handelsminiſter 
der Handelsvertrag mit Spanien, vom Finanzminiſter der Ent⸗ 
wurf betreffend die Forterhebung der Steuern und Abgaben bis 
Ende März und betreffend die Begebung von 14,500,000 No⸗ 
tenrente. Der Abg. Obratſchai brachte eine Interpellation ein 
über den Stand der Verhandlungen mit Preußen betreffs der 
Oderregulirung. 

Wien, 2. Dezember. Die „Polit. Korreſp.“ läßt ſich aus 
London melden, der neueſte Antrag der britiſchen Regierung be⸗ 
ſtehe in der Anregung, daß die einzelnen Geſchwader beſtimmte 
gegenſeitig bekanntzugebende Hafenplätze auffuchten oder in vor⸗ 
her beſtimmten Richtungen kreuzten, ſo daß eine Art von ideellem 
Zuſammenhange der europäiſchen Flotte beſtehen bliebe. Die 
ruſſiſche Regierung ſei dieſem Vorſchlage beigetreten. 

Paris, 1. Dezember. Die Kammern werden ſich vom 
20. d. M. bis zum 11. Januar vertagen. 

Madrid, 2. Dezember. In Folge heftigen Regens haben 
in Malage Ueberſchwemmungen ſtattgefunden. — Auf einem 
Banket der Konſtitutionellen in Lerida ſprach der Deputirte 
Balaguer gegen die Zulaſſung der aus Frankreich ausgewieſenen 
Ordensmitglieder in Spanien. 

Neapel, 1. Dezember. 
eine große Feuersbrunſt ſtattgefunden. 
mehrere Millionen Fres. geſchätzt. 

London, 1. Dezember. Eine heute hier unter dem Vor⸗ 
ſitze von Lord Roſebery abgehaltene Verſammlung hat eine Re⸗ 
ſolution angenommen, in welcher ſie ſich für die ſofortige Löſung 
der griechiſchen Frage auf der Grundlage der Beſchlüſſe der ber⸗ 
liner Konferenz ausſpricht. Zugleich wird in der Reſolution der 
Sympathie der Verſammlung für die Griechen in Theſſalien 
und Epirus, den König und das Volk der Hellenen Ausdruck 
gegeben und erklärt, daß die Aktion der Mächte die Leiden der 
Bevölkerung von Theſſalien und Epirus vermehrt hätte und der 
Friede nicht eher geſichert ſein werde, als bis die Nordgrenze 
Griechenlands geregelt ſein werde. 

London, 2. Dezember. Der Botſchaftsrath Muſurus Bey 
iſt zum türkiſchen Geſandten in Rom ernannt worden. — Der 
öſterreichiſche Botſchafter Graf Karolyi iſt hierher zurückgekehrt. 

Petersburg, 2. Dezember. Die Entdeckung einer ge⸗ 
heimen Druckerei, wobei falſche Päſſe, Stempel ꝛc. aufgefunden 
wurden, beſtätigt ſich. Dagegen iſt die Nachricht des „Herold“ 
von geſtern, daß auch in Kiew eine ſüdruſſiſche revolutionäre 
Druckerei entdeckt worden, unrichtig und beruht auf einer Ver⸗ 
wechslung des Blattes mit den in Charkow gemachten Ent⸗ 
deckungen. 

Waſhington, 1. Dezember. Die Schuld der Vereinigten 
Staaten hat im vergangenen Monat um 3,610,000 Doll. ab⸗ 
genommen. Im Staatsſchatze befanden fic) ult. November 
210,930,000 Doll. 

Verantwortlicher Redakteur er in Poſen. — 


Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 
übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


In der hieſigen Tabaksfabrik hat 
Der Schaden wird auf 


Telegraphiſche Wörſenberichte. 
Fonds ⸗Courſe. | 

Frankfurt a. M., 2. Dezember. (Schluß⸗Courſe.) Befeſtigt. 
Lond. Wechſel 20,37. Pariſer do. 80,75. Wiener do. 172,40. K.⸗M.⸗ 
St.⸗A. 1484. Rheiniſche do 159. Heſſ. Ludwigsb. 953. K.⸗M.⸗Pr.⸗Anth. 
130%. Reichsanl. 100. Reichsbank 1487. Darmſtb. 1548. Meininger 
B. 99. Oeſt.⸗ung. Bk. 707,50. Kreditaktien!) 2454. Silberrente 627. 
Papierrente 623. Goldrente 743. Ung. Goldrente 934. 1860er Looſe 
122%, 1864er Looſe 315,00. Ung. Stagtsl. 221,00. do. Oſtb.⸗Obl. II. 
843. Böhm. Weſtbahn 209. Eliſabethb. 1758. Nordweſth. 160% 
Galizier 2384. Franzeſen!) 2413.9 Lombarden*) 784. Italiener 
—. 1877er Ruſſen 925. 1880er Ruſſen 7142. II. Orientanl. 587. 
Zenkr.⸗Pacifie 1113 Diskonto⸗Kommandit ——. Elbthalbahn —. 

Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 2467. Franzoſen 242, 
Galizier 2387, ungar. Goldrente —, II. Orientanleihe — 1860 er 
Looſe —, UL Orientanleihe —, Lombarden —, Schweizer Zentrals 
bahn —, Mainz⸗Ludwig hafen —, 1877er Ruſſen — Böhm. Weſtb. —. 

*) per medio reſp. per ultimo. y oe 

Frankfurt a. Mi., 2. Dezember. Effekten⸗Sozietät. Kreditattien 
2473, Franzoſen 2427, Lombarden 79%, 1860er Looſe 123, Galizier 
239%, öſterreich. Goldrente 75, ungariſche Goldrente 9476, II. Orientan⸗ 


> 


leihe 5875, öſterr. Silberrente 63, en ill. Drientanl. ——, 


1877er Ruffen —. Meininger Bank —. Sehr felt. s 
Wien, 2. Dezember. (Schluß⸗Courſe.) Platzverkäufe drückten 
uu ge beſonders Anglo⸗Auſtria⸗Aktien, zum Schluß ruhiger 
und befeftigt. 8 
Papierrente 72,35. Silberrente 73,30. Oeſterr Goldrente 86 90 
Ungariſche Goldrente 108,55. 1854er Loofe 122.75. 1860er Loge 
131,25. 1864er Looſe 170,75. Kreditlooſe 180,50 Ungar. Prämienl. 
109,75. Kreditaktien 285,60. Franzoſen 280,25. Lomhbarden 92,00, 
Galizier 278,00. Kaſch.⸗Oderb 132,50. Pardubitzer 140,75. Nordweſt⸗ 
bahn 188,25. Glifabeihbahn 205,25. Nordbahn 2445,00. Oeſterreich⸗ 
ungar. Bank ——. Türk Coole ——. Unionbank ——. Angra 
Auſtr. 123,30. Wiener Bankverein 142,00 Ungar, Kredit 258,00, 
Deutſche Plätze 57,40. Londoner Wechſel 117,00. Pariſer do. 46,40. 
Amſterdamer do. 96,90. Napoleons 9,36. Dukaten 5.53. Silber 
100,00. Marknoten 58,023. Ruſſiſche Banknoten 1,20%. Lemberg⸗ 
Czernowitz 173,00. Kronpr.⸗Rudolf 168,00. Franz⸗Joſef ——. 
prozent. ungar. Bodenkredit⸗Pfandbriefe 92,25, Elbthal 222,00. 
Petersburg, 2. Dezember. Wechſel auf London 24750, U. Orients 
Anleibe 90. 11 Orienfanſeihe 905. Baer 
lan nase, 2. Dezember. (Schluß⸗Courſe. Steigend. Reports nach: 
aſſend. + 
3 proz. amortiſirb. Rente 87,60*), 3proz. Reate 85,87%), Anleihe de 
1872 119,37), Ftalieniſche 5 proz. Rente 87,80, Oeſterr. Gold: 
rente 75. Ungar. Goldrente 95%, Ruſſen de 1877 96,00 Franzoſen 
613,75, Lombardiſche Eiſenbahn⸗Aktien 202,50, Lomb. Prioritäten 
275,00, Türken de 1865 13,25, 6proz. rumäniſche Rente 93,008. 
Eredit mobilier 680,00, Spanier exter. 212, do. inter. 20%, Sue 
kanal⸗Aktien — Banque ottomane 560.00, Societe gen. 575,00, Eredit 
foneier 1370,00, Wanpier 343,00, Ban ue ve Yori? 1152,00, Ban ee 
Deseo moe 528,00, Banque hypothecaire 610,00, M. Orienranleihe 5847, 


Türtenlooſe 44.00. Londoner Wechſel 25 257 


) pr. ult. Dezember. 
8 London, 2. Dezber. Conſols 9976, Italieniſche 5proz. Rente —, 
Lombarden 8, Zprozent. Lombarden alte 11, Sprojent. do. neue — 
5proz. Ruſſen de 1871 891, öproz. Ruſſen de 1872 882, Spro;. Huñen 
de 1873 885, 5proz. Türken de 1865 13, proz. fundirte Amerikaner 
1045, Deñerr. Silberrente —, do. Papierrente —, Unganiſche 
Goldrente 94%, Oeſterr. Goldrente 74, Spanier 212. Egypter 674. 

Preuß. 4prozent. Conſols —, 4proz. bair. Anleihe ——, Türken 
—.— 1873er Ruſſen —. 

Wachen 23 17 0 iche Alge 6 

echſelnotirungen: Deutſche Plätze 20,59. Wien 11,95. Paris 

25,52, Petersburg 24. 3 5 

Aus der Bank floffen heute 365,000 Pfd. Sterl. 

Newyork, 1. Dezb. (Schlußkurſe.) Wechſel auf London in Gold 
4 D. 785 €. Wechſel auf Paris 5,258. 5pCt. fund. Anleihe 1013 
42 Ct. fundirse Anleihe von 1877 1113, Erie⸗Bahn 453, Central⸗Pac ier 
1148, Nemnort Centralbabn 142%, Chicago⸗Eiſenbahn 1437. 

Produkten⸗Courſe. 

Köln, 2. Dezember. (Getreidemarkt.) Weizen hieſiger loco 22 00 
vember loco 23,00, pr. März 22,40, pr. Mai 22,40. Roggen loco 
22,00, pr. März 20,40, pr. Mai 20,10. Hafer loco 15.00. Nüböl 


loco 30,50, pr. Mai 29,60. 

Hamburg, 2. Dezbr. (Getreidemarkt.) Weizen loko matt, auf 
Termine feſt. Roggen loko und, auf Termine feſt. Weizen 
ner Dezember 205 Br., 204 Gd., ver April⸗Mai 215 Br., 214 Gd. 
Roggen per Dezember 203 Br. 202 Go., per April⸗Mai 194 Br., 
193 o. Hafer fil, Gerſte ruhig. Rühn ruhig, Into 55%, 
per Mai 56. Spiritus ſtill, per Dezember 49 Br. per Dezember⸗ 
Januar 49 Br. per Januar⸗Februar 49 Br., pr. Februar⸗März 49 
Br., p. April⸗Mai 49 Br. Kaffee ſehr matt, Umſatz 1500 S. Petroleum 
feiter,) Standard white Loto 9,00 Br. 8,85 Gd., per Dezember 8,85 
Gd., ver Januar⸗März 8,25 Gd. — Wetter: Trübe. 

Bremen, 2. Dezmbr. Petroleum. (Schlus bericht.) höher, 
990 be white loto 9,00 bez., per Dezember ——, per Jan.⸗März 

„30 bez. 

Peſt, 2. Dezember. (Produktenmarkt.) Weizen foto befeſt., auf 
Termine etwas feſter, pr. Frühjgor 12,02 Gd, 12,07 Br. Hafer pr. 
Frühjahr 6,35 Gd, 6,40 Br. Mais per Mai⸗Juni 6,18 Gd., 6,22 
Br. Kohlraps ——. — Wetter: Milde. 

„Hull, 2. Dezember. (Getreidemarkt.) Weizen ruhig, un⸗ 
verändert, fremder Sh. billiger. — Wetter: Schön. 

Amſterdam, 2. Dezember. Getreidmarkt. (Schlußbericht.) 
Weizen per November —, pr. März 297. Roggen pr. März 235, 
per Mai 228. 

Antwerpen, 2. Dezember. Getreidemari (Schlußbericht.) 
Weizen ſteigend. Roggen ruhig. Hafer feſt. Gerſte ſtill. 

Antwerpen, 2. Dezbr. Petroleummarkt. (Schußbericht.) 
Raffinirtes, Type weiß, loto 24 bez., 24 Br., per Dezember — bez. 
— Br., per Januar 24 Br., per Januar⸗März 234 Br. Felt. 

Newyork, 1. Dezember. Waarenbericht. Baumwolle in Newyork 
12, do. in New⸗Orleans 113. Petroleum in Newyork 9 Gd. do. in 
Philadelphia 9 Gd. rohes Petroleum 64, do. Pipe line Certificate 
2.91 g. Mehl 5 D. — C. Rother Winterweizen 1D 240. Mais (old 
mized), 61 C. Zucker (Fair refining Muscovados) 73. Kaffee (Hide) 
13. Schmalz (Marke Wilcox) 9%, Zoo. Fairbanks 94. do. Robe 
& Brothers Ir. Sveck (sher* clear) 7% (, Getreidefracht 5. 

Newyork, 1. Dezember. ee ae der letzten Woche 
von den atlantiſchen Häfen der Vereinigten Staaten nach England 
B bo. fag 110 a, ai 11 85 n und 

regon na nglan ‚000 Orts., Viſible Supply an Weizen 
24,188,000 Buſhel, do. an Mais 18,000,000 Bufhel. vs : 


Stadtverordneten-Stichwahl 


Sonnabend, den 4. Dezember d. J., 


im Handelsſaale am Markt. 
II. Abth. I. Bezirk. 


Die Bezirksverſammlung hat, in der Vorwahl als 
Kandidaten 


Herrn Buthdruckereibeſitzer Emil Róstel 
aufgeſtellt. a 
Wir bitten die deutſchen Wähler, recht zahlreich zu 
erſcheinen und ihre Stimmen nur für dieſen Kandidaten 


abzugeben. 

Das Comité 
Vorbereitung der Stadt- 
verordnetenwahlen. 


Alte Betſchule. 


Sonnabend den 4. Dez. 10 Uhr Vormittags, Predigt des Herrn 
Rabbiners der Synagogen⸗Gemeinde. Der Vorſtand. 


zur 


My a? &, 


